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Kandidatur der DKP bei den EU-Wahlen 2014

JA zum Europa der Solidarität und des Widerstands g egen die EU! 
NEIN zum Europa der Banken und Konzerne!

Im Mai 2014 sind die Menschen in
der EU zur Wahl aufgerufen. Bei
der Gründung der EU haben die
Herrschenden in Europa und in
Deutschland Wohlstand und Frie-
den für alle versprochen. Späte-
stens mit der Ausweitung der Krise
auf eine Reihe von EUStaaten ist
diese Propaganda in sich zusam-
mengebrochen wie ein Kartenhaus:

! Seit 2008 ist die Erwerbslosenzahl
in der EU um 10 Millionen angestie-
gen, die Zahl der prekär Beschäftigten
nimmt weiter zu. Allein in Griechen-
land ist über die Hälfte (!) der Jugend-
lichen ohne Job. Die Armut wächst
selbst in den Hauptländern des Kapi-
tals. Dies ist u.a. das Ergebnis des
2011 eingeführten Fiskalpaktes, der
die ökonomisch schwächeren EUMit-
glieder unter das Diktat der EU-Kom-
mission und der Europäischen Zen-
tralbank zwingt und entmündigt.

! Wo Arbeiter, Angestellte und Er-
werbslose und andere Werktätige ge-
gen die sozialen Angriffe der EU-Troi-
ka und der eigenen Regierungen Wi-
derstand leisten, setzen die Herr-
schenden demokratische Rechte au-
ßer Kraft und antworten mit Polizeige-
walt.

! Führende imperialistische EU-Län-
der wie Frankreich und Großbritan-
nien setzen auf einen Eskalationskurs
in Syrien, um ihre geostrategischen
Interessen in der rohstoffreichen Re-
gion durchzusetzen. Das imperialisti-
sche Deutschland folgt dieser Kriegs-
politik durch die Stationierung von
Patriot-Raketen in der Türkei. 

! In verschiedenen EU-Ländern ge-

winnen neofaschistische und reaktio-
näre Parteien und Organisationen
massiv mit ihrer menschenverachten-
den Politik an Einfluss - nicht zuletzt
in den Reihen der Polizeikräfte wie in
Griechenland. Mit ihrer nationalen und
sozialen Demagogie lenken sie ge-
zielt von der Verantwortung ab, die
die Herrschenden in der EU und den
jeweiligen Ländern für Armut und Ver-
elendung haben. 

! Die EU-Agentur Frontex trägt die
unmittelbare Verantwortung dafür,
dass das Mittelmeer für Flüchtlinge zu
einem Friedhof geworden ist. Gleich-
zeitig sind es die EULänder und ihre
Konzerne, die den afrikanischen Kon-
tinent ausbeuten, Stellvertreterkriege
anzetteln oder selbst zur Kriegspartei
werden.

Hierzulande werden die politischen

Eliten nicht müde, das „Wirtschafts-
wunder Deutschland“ zu beschwören.
Die Realität sieht aber auch hier an-
ders aus:

! Fast ein Drittel aller ALG-II-Bezie-
her sind erwerbstätig - können also
von ihrer Arbeit nicht leben.
! Über eine Million Beschäftigte sind
Leiharbeiter, die zum Großteil weit
unter Durchschnitt verdienen.
! Das Lohnniveau ist in den letzten
15 Jahren real gesunken.
! Mit der im Grundgesetz verankerten
„Schuldenbremse“ und dem Fiskal-
pakt werden Leistungen der kommu-
nalen Daseinsvorsorge zusam-
mengestrichen.

Das ist Klassenkampf von oben ge-
gen die Lohnabhängigen in Europa.
Die DKP benennt die Hauptprofiteure
der Angriffe auf die sozialen und de-
mokratischen Rechte der Lohnabhän-
gigen hier und in der EU: die großen
Banken und Konzerne - vor allem die
deutschen sind Hauptnutznießer die-
ser Politik.

Die DKP bezieht Position: GEGEN
ein Europa der Banken und Konzer-
ne - für ein Europa der Solidarität
und des Widerstandes.

Jede Stimme für die DKP bei den
EUWahlen ist eine Stimme im Inter-
esse der arbeitenden und erwerbs-
losen Menschen in Europa gegen
Krieg, Nationalismus, Sozial- und
Demokratieabbau.

Diese Stimme wird mehr denn je
gebraucht.
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Deutschland: Eine Million Millionäre - 13 Millionen Arme

12.11.2013: Deutschland erlebt zur
Zeit einen Höhepunkt der Bereiche-
rung auf der einen und der Verarmung
auf der anderen Seite. Die Wirtschaft
wächst nur noch für die Reichen; der
Mittelstand erodiert und der untere Teil
der Bevölkerung gerät immer mehr
unter die Räder. Das reichste Land der
EU hat zugleich die meisten Armen.
2012 gab es in Deutschland erstmals
mehr als eine Million Dollar-Millionäre:
ihre Zahl war von 826.000 vor der
Krise (2007) auf 1.015.000 im Jahr
2012 gestiegen: + 22,9% (Capgemini,
World Wealth Report). Auf der Schat-
tenseite war im Jahr 2011 jeder sech-
ste Deutsche arm, wie aus der jüng-
sten Erhebung des Statistischen Bun-
desamtes „LEBEN IN EUROPA“
(EU-SILC) hervorgeht (destatis,
25.10.13). Insgesamt sind es 13 Millio-
nen Menschen, 16,1% der Bevölke-
rung, 0,3% Prozentpunkte mehr als im
Vorjahr, die mit 980 Euro und weniger
im Monat auskommen müssen.

Letzteres ist in Deutschland der
Schwellenwert für Armut. Sozial- und
andere Transferleistungen sind dabei
schon eingerechnet. Und das trotz der
vielgepriesenen Rekordbeschäftigung,
Rekord-Steuereinnahmen, Rekord-
Geldvermögen … Selbst Personen
von Haushalten mit überwiegend Er-
werbstätigen hatten ein Armutsrisiko
von 7,8%: Arm trotz Arbeit! Verwiesen
sei in diesem Zusammenhang auf den
hohen Niedriglohnsektor, in dem 2011
8,09 Millionen Beschäftigte (23,9%
aller Beschäftigten) arbeiten mussten.
Am stärksten armutsgefährdet sind
Menschen, die in Haushalten von

überwiegend Arbeitslosen leben; hier
beträgt die Armutsrate 69,3%. Auch
Haushalte von Alleinerziehenden ha-
ben eine weit überdurchschnittliche
Armutsgefährdung von 38,8% sowie
allein lebende Personen: 32,4%.

Nach derselben Methode wurden vom
Statistikamt Eurostat auch in anderen
EU-Ländern Armutsgefährdungsquo-
ten erhoben. Sie sind aber noch nicht
überall ausgewertet. In Griechenland
stieg die Armutsquote 2011 gegenüber
dem Vorjahr um zwei Prozentpunkte
auf 23 Prozent; in Portugal verharrte
sie auf 18 Prozent in Frankreich be-

trug sie 14 Prozent in den Niederlan-
den 10 Prozent. Zu beachten sind die
wesentlich niedrigeren Armutsschwel-
len in den südlichen Peripherieländern.
In  Gr iechen land  l i eg t  s i e  f ü r
Alleinstehende bei 5708 Euro Jahres-
einkommen (476 Euro im Monat), in
Portugal bei 4994 Euro (416 Euro im
Monat). Nach EU-einheitlicher Defini-
tion gilt als arm – Armutsschwelle -,
wer weniger als 60 Prozent des Me-
dianeinkommens (mittleres Einkom-
men) des betreffenden Landes zur
Verfügung hat. Das gibt einen Hinweis,
wie niedrig die mittleren Einkommen in
den europä ischen Südländern
inzwischen sind. Mehr noch, sie verrin-
gern sich im weiteren Verlauf der Kri-
se. In Griechenland fiel die Armuts-
schwelle zwischen 2010 und 2012 von
7178 Jahreseinkommen auf 5708 Eu-
ro, also um fast 21 Prozent; in Portugal
von 5207 auf 4994, ein Minus von
4 Prozent. Mit der Armut nehmen Hun-
ger, Krankheiten und soziale Ausgren-
zung zu.

Die Kluft wird größer und tiefer. In Eu-
ropa gibt es mehr Millionäre als vor
der Krise; insgesamt im Jahre 2012
3,4 Millionen (Dollar-) Millionäre mit
einem Geldvermögen von 10,9 Billio-
nen Dollar (Capgemini).

Fred Schmid

Siehe auch den isw-report Nr. 95 
vom  Dezember 2013 
Institut für sozial-ökologische 
Wirtschaftsforschung
www.isw-münchen.

Armut verändert unsere Gesellschaft

Der aktuelle Schulden-Atlas zeigt,
dass viele Menschen in Flensburg
kein Geld haben, um über die Runden
zu kommen. Flensburg steht ganz
oben in der Liste der schleswig-hol-
steinischen Städte mit privaten
Schuldnern. Das Tageblatt titelte mit
der Schlagzeile: „Landesweit höchster
Überschuldungszuwachs.“ 

Die Flensburgerinnen und Flensburger
haben also nicht nur viele Schulden,
sondern zu viele. Dieser Rekord hängt
mit der sozialen Situation in Flensburg
zusammen. Viele Arme ziehen vom
Umland nach Flensburg, weil die Le-
benshaltungshaltungskosten gering
sind und mit der Hoffnung auf ein bes-

seres Jobangebot. Doch die Stadt ent-
täuscht diese Erwartungen. 

Die Armut verfestigt sich und im Hand-
umdrehen wachsen die Schulden.
Geht der Kühlschrank kaputt oder die
Waschmaschine kann man nicht mehr
reparieren. Ein neues Gerät muss her,
und das geht bei Armen nur mit einem
Kredit. Angebote gibt es ja genug: die
Elektronik-Märkte setzen mit geschick-
ten Werbestrategien darauf, ihren
Kunden einen Kredit schmackhaft zu
machen. Ein Raten-Kredit im zweistel-
ligen Bereich falle doch in der Monats-
rechnung gar nicht auf, ködern Media-
Markt und Co. und schielen doch ein-
zig und allein nur auf ihre Umsätze.

Sind also die Leute zu dumm, dass sie
die einfachsten Grundrechnungsarten
nicht beherrschen? Sehen sie denn
nicht, dass ihr Budget gar keinen ein-
zigen Cent Mehrbelastung mehr zu-
lässt? Nein, wenn dem nämlich so wä-
re, würden eine niedrigschwellige
Schuldnerberatung, ein paar gut ge-
schriebene Infoflyer und gesetzlich
verordnete Warnhinweise auf dem
Kreditvertrag diesem Missstand
schnell abhelfen. So argumentiert zu-
mindest immer mal wieder die bürgerli-
che Presse und genau das ist auch in
vielen Politikerreden zu hören. Tenor
des Ganzen: würde die Information
ankommen, hätte man das Problem
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Gleichheit ist Glück
Dänemark nimmt im Lebensqualitäts-
index aktuell den Spitzenplatz ein, dort
leben statistisch die glücklichsten
Menschen. Das liegt nicht nur am sehr
hohen materiellen Konsumniveau, das
bei uns in Deutschland fühlbar gerin-
ger ist, sondern vor allem daran, daß
es den "Neoliberalen" noch nicht so
wie in Deutschland gelungen ist, den
Sozialstaat zu vernichten. Bildung und
Gesundheitswesen finanziert der dä-
nische Staat. Auch im sozialistischen
Kuba sind die Menschen sehr glück-
lich und auch hier werden Bildung und
Gesundheitswesen vom Staat finan-
ziert, ohne daß für die Inanspruch-
nahme bezahlt werden muß. In Kuba
ist das materielle Konsumniveau ge-
ringer, hindert aber die Kubaner nicht
daran, glücklich zu sein.

Lenin forderte nach der Oktoberrevolu-
tion, daß die sozialistische Produk-
tionsweise der kapitalistischen auch
materiell überlegen sein muß. Der
dann vom sowjetischen Ökonomen
Preobrashenski initiierten politischen
Weichenstellung folgte, daß die markt-
wirtschaftlichen Elemente aus der so-
zialistischen Ökonomie weitgehend
entfernt wurden und die zentrale Pla-
nung bewirkte, daß aus der russischen
Agrargesellschaft in wenigen Jahren
ein Industriestaat wurde, der rüstungs-
technisch Hitlerdeutschland überwin-
den konnte und weltraumtechnisch
sogar die USA. Während Bildung und
Gesundheitswesen durch den soziali-
stischen Staat weiter ausgebaut wur-
den, blieb das materielle Konsumni-
veau der Bevölkerung so deutlich hin-
ter den kapitalistischen Konkurrenten
zurück, daß einige Sowjetbürger mit
der Konterrevolution zu Recht eine
Verbesserung ihrer Lebensbedingun-
gen erwarteten, allerdings zu Lasten
der anderen. Durch diese neue Un-
gleichheit sank allerdings der Lebens-
qualitätsindex in Rußland drastisch.

Wir haben heute vielfach mehr Men-
schen auf der Erde als zu Lenins Zei-
ten. Der Sozialismus ist deshalb die
den Kapitalismus ablösende Produk-
tionsweise, weil er auch bei materieller
Unterlegenheit eine höhere Lebens-
qualität schafft, ökologisch überlegen
ist. Wichtig ist in diesem Zusammen-
hang zu verstehen, daß ein Fünftel der
Menschheit in den entwickelten kapita-
listischen Ländern vier Fünftel aller
Ressourcen verbraucht und entspre-
chend Müll produziert und die Umwelt
vernichtet. In dem Buch »Gleichheit ist
Glück« beschreiben die Epidemiolo-

gen Kate Pickett und Richard Wilkin-
son in einer Grafik den Lebensquali-
tätsindex und den Ressourcenver-
brauch aller Länder: Das sozialistische
Kuba ist demnach das einzige Land
auf der Welt mit hoher Lebensqualität,
aber gleichzeitig so geringem Res-
sourcen-verbrauch, daß das Vorhan-
dene für jeden Erdbewohner reichen
würde. Alle anderen Länder, die gleich
hohe oder höhere Lebensqualität ha-
ben als Kuba, wie z. B. Dänemark,
erreichen dies nur mit einem Ressour-
cenverbrauch, so daß es eben nicht
für alle reicht, oder aber unser Planet
wird vernichtet. Da in diesem Lebens-
qualitätsindex nicht nur Bildung und
Kultur, Gesundheit und Lebenserwar-
tung, sondern vor allem auch das ma-
terielle Konsumniveau eine gewichtige
Rolle spielt, ist klar, daß im Kapitalis-
mus Lebensqualität nur durch Res-
sourcen- und Umweltvernichtung er-
kauft wird. Da sich Kapitalismus durch
grenzenlose Ausbeutung von Mensch
und Natur definiert, ist es widersinnig,
wenn der Sozialismus ausgerechnet
auf diesem Gebiet überlegen sein soll.
Wozu auch? Bildung und Kultur, Ge-
sundheit und Lebenserwartung sind
wichtigere Kriterien für die Überlegen-
heit eines Systems.

Weitere Kriterien sind, daß es kaum
Arbeitslosigkeit gibt und alle erwerbs-
fähigen Menschen in den Arbeitspro-
zeß einbezogen werden und darüber
in die Gesellschaft integriert sind, ihre
Existenz sichern können, ihre Fähig-
keiten und Fertigkeiten erfahren kön-
nen und mit anderen teilen können,
Gemeinschaft erleben können und
gebraucht werden, der Alltag struktu-
riert ist und sie einen Sinn in ihrem
Leben haben. Diese Faktoren sind
auch aus der Glücksforschung be-
kannt, daß sie weit mehr als nur mate-
rieller Wohlstand und Konsum zum
Glück des Menschen beitragen. 

Deutschlands Absacken nach hinten
ist somit leicht nachzuvollziehen, wur-
de nun in Sachen Glück und Lebens-
qualität auch vom wesentlich ärmeren
Venezuela überholt!

Das Thema wird Kernelement kommu-
nistischer Öffentlichkeitsarbeit: 
Also Kuba für Alle !

Richard Wilkinson, Kate Pickett:
Gleichheit ist Glück  -  Warum gerechte
Gesellschaften für alle besser sind;
erhältlich im Versand bei: 
Neue Impulse Verlag, 
Hoffnungsstraße 18, 45127 Essen

gelöst. Die Armen können nicht mit
Geld umgehen und darum muss man
ihnen das beibringen. Tatsächlich
sind die Armen nicht dumm, sondern
arm. Sie haben schlicht und einfach
kein Geld zum Leben und erhalten
auch keine ausreichende staatliche
Unterstützung. Viele Vollzeit-Erwerbs-
tätige arbeiten in Flensburg zu Stun-
denlöhnen von 6 Euro oder sogar
weniger. Damit kann man nicht über-
leben. Diese so genannten Aufstok-
ker müssen in der Arbeitsagentur
staatliche Hilfe beantragen. Das ist
demütigend. Denn schließlich ist auch
bei den Aufstockern finanziell alles
auf Kante genäht, so dass sie in die
Schuldenfalle gedrängt werden. Über
6.000 Flensburgerinnen und Flens-
burger sind in Privat-Insolvenz oder
kommen nicht um sie herum. Sie sind
so überschuldet, dass sie alleine nicht
mehr aus ihrer Situation herauskom-
men. Auch wenn sie wieder auf fe-
stem Grund stehen, werden sie spä-
ter zu den armen Rentnern gehören.

Die Schulden-Statistik der privaten
Flensburger Haushalte ist darum so
alarmierend, weil in Flensburg die
Kaufkraft überdurchschnittlich niedrig
ist – und umgekehrt. Es geht dabei
nicht etwa um Studenten, sondern um
ganz allgemeine Menschen, vor allem
Rentner. Minijobs, Unterbrechungen
der Erwerbstätigkeit, Teilzeit-Jobs
oder untertarifliche Löhne rächen sich
bei der Rente. In zehn Jahren werden
schätzungsweise 70% der Rentne-
rinnen und Rentner in Flensburg auf
staatliche Unterstützung angewiesen
sein. Und diese fällt nicht besonders
üppig aus. 

Im Stadtteil Neustadt konzentrieren
sich die Probleme. Dort leben viele
arme Familien, denen Lebenshal-
tungskosten, Zuzahlungen bei Krank-
heit und die steigenden Nebenkosten
über den Kopf wachsen. Ihnen helfen
weder Broschüren noch Beratungs-
gespräche. Beides führt letztlich nur
dazu, den Armen ein schlechtes Ge-
wissen zu machen - ihre Situation
ändert sich nicht.

Diese kann nur durch eine strukturelle
Änderung der sozialen Verhältnisse in
unserem Land und in der EU ver-
ändert werden - durch eine Politik, die
aufhört, die Krise der Banken auf die
Bevölkerung abzuwälzen - die den
Menschen Arbeit und Lohn gibt, von
dem sie leben können und später
eine Rente, die ebenfalls zum Leben
reicht.

Wie sagt doch die DKP seit vielen
Jahren: Wer den Reichen nichts
nimmt, kann den Armen nichts geben!
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T E T E T E T E R M I N EM I N EM I N EM I N E
Mitgliederversammlung 

z Donnerstag, 13. Febr., 19 Uhr
z Donnerstag, 20. März, 19 Uhr
z Donnerstag, 24. April, 19 Uhr
im Restaurant FEUERSTEIN, 

Norderstraße 98, Flensburg

Bereits am 1. September 2013, dem
Antikriegstag, wurde in Flensburg das
Mahnmal zur Erinnerung an alle Opfer
des Naziregimes in Flensburg einge-
weiht. (Blickpunkt Nr. 67 vom Novem-
ber 2013) Das Denkmal steht vor dem
Flensburger Polizeipräsidium, das
während der Zeit des Terrorregimes
der Sitz der Geheimen Staatspolizei
(Gestapo) gewesen ist und damit der
Ort, von dem aus die Flensburger
Opfer verfolgt, mißhandelt und in die
Konzentrationslager deportiert worden
sind. 

Am Volkstrauertag haben Mitglieder
der Deutschen Friedensgesellschaft -
Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
und der Vereinigung der Verfolgten

des Naziregimes - Bund der Antifa-
schisten den Opfern des Naziterrors
mit einer Niederlegung von Kränzen
und Blumengestecken an diesem
Denkmal gedacht. Wir begrüßen es
sehr, daß es auch in Flensburg end-

lich ein Denkmal gibt, an dem am
Volkstrauertag ausschließlich den Ver-
folgten und Opfern des Naziregimes
gedacht werden kann, die uns mah-
nen, Kriege zu verhüten und zu been-
den und neuen Faschismus nicht zu-
zulassen. 

Mahnendes Gedenken


